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Zum Geleit

Die deutsche und die türkische Rechtswissenschaft und ihre Akteure be-
finden sich in einem besonderen Näheverhältnis. Ursächlich dafür waren
neben anderem das seit langem ausgeprägte Interesse türkischer Entschei-
dungsträger an deutschen Rechtslagen (und Traditionen) und deren wis-
senschaftlicher Begleitung. Die Lebensleistungen deutscher Repräsentan-
ten der Rechtswissenschaft, denen in der Türkei in der Zeit des National-
sozialismus Heimstatt gewährt wurde, wie neben vielen anderen Ernst
Hirsch, sowie im Anschluss daran ihrer zahlreichen türkischen Schüler,
sind in diesem Zusammenhang besonders zu betonen. Die Migrationen der
60er und 70er Jahre des vergangenen Jahrhunderts haben dann Ursachen
gesetzt für Nähe in hoher Quantität, welche ein Interesse an den Rechtsla-
gen im jeweils anderen Land nahelegt, aber auch Bedingungen geschaffen
hat für deutsch-türkische Biographien in unterschiedlichen Prägungen, mit
Konsequenzen für Wirtschaft und Verwaltung, für Kultur und Wissen-
schaft - und für das Recht, das die Rahmenbedingungen für deutsch-türki-
sche Sachverhalte und die Instrumente zu ihrer Gestaltung bietet und bie-
ten muss.

Was die Entwicklungen im deutschen und im türkischen Recht der letz-
ten 50 Jahre anlangt, so hat sich manches genähert, anderes entfernt. Je-
denfalls besteht längst nicht mehr die Lage, in welcher ein System vorran-
gig auf Vorbilder anderswo schaut, um sie nachzumodellieren (wie aber zu
Zeiten Hirschs und seiner Zeitgenossen). Demgemäß geht es bei "Rechts-
vergleichung" bzw. dialogischem Bemühen heute auch im deutsch-türki-
schen Verhältnis um eine sinnvolle Bewältigung offener oder als unbefrie-
digend empfundener Rechtslagen, nicht um Nachfrage mit dem Ziel des
Imports. Sondern eher um die durch die Beschäftigung mit
dem Anderen bereicherte und inspirierte Erkenntnis und kritische Hinter-
fragung des Eigenen. Die je unterschiedlichen historischen und kulturellen
Bedingtheiten beider Rechtsordnungen, manchmal identitätsstiftend, gele-
gentlich auch bloße Gewohnheiten, oft rechtspolitisch unterschiedlich be-
wertet, erleichtern solche Arbeit nicht, erhöhen aber ihren wissenschaftli-
chen Reiz.

Solche Schwierigkeiten gelten augenfällig in besonderem Maße für eine
Thematik, wie diejenige, die Levent Bilgi zum Gegenstand seiner Bochu-
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mer Dissertation gemacht hat. Das gilt schon für Begriffe und Sachverhalt:
Öffentlich-Private Partnerschaft ist ein US-amerikanisch geprägter Begriff
ohne gänzlich klare Kontur, nur in Ansätzen spezifisch geregelt, ungeach-
tet des Diffusen den einen suspekt, den anderen attraktiv erscheinend, letz-
teres vor allem in wirtschaftlicher Hinsicht. Die damit bezeichneten Phä-
nomene institutioneller Gestaltung und Aufgabenbewältigung in verschie-
denen gesellschaftlichen Bereichen begegnen uns in Deutschland und der
Türkei gleichermaßen zunehmend, aber auch vielgestaltig. Die in der Dis-
sertation behandelten rechtssystematischen und rechtsdogmatischen, na-
mentlich auch verfassungsrechtlichen Fragestellungen in Vorbereitung
rechtspolitscher Bewertungen und Anregungen werden daher ihrerseits
vorbereitet durch eingehende Ausführungen in empirischer Absicht. Diese
bieten ein anschauliches Bild von der Vielfältigkeit der unter den Begriff
Öffentlich-privater Partnerschaft zu bringenden Phänomene und paralleler
Erscheinungen in der heutigen Türkei – dankenswerterweise ergänzt durch
historische Schilderungen zum osmanischen Staat, die wiederum Bedeu-
tung für das Verständnis aktuellen Rechts haben, weil sie auf weiterhin
folgenreiche Verwurzelungen verweisen.

Es war eingangs dieser Bemerkungen von der Nähe in türkisch-deut-
schen Rechtsbeziehungen die Rede. Diese drückt sich auch in einem ge-
wissen Reichtum an gemeinsamen Forschungsbemühungen aus, seit län-
gerem schon in der Dissertationsliteratur, hier allerdings vornehmlich be-
zogen auf das Zivilrecht und das Strafrecht, auch zugehöriges Prozess-
recht. Im Öffentlichen Recht nahmen oder nehmen die verfassungsrechtli-
chen Themen eher zu, wobei die Interessen sich in jüngerer Zeit teils ins
Unionsrecht und Völkerrecht verlagern. Verwaltungsrecht, Verwaltungs-
prozess standen traditionell ganz zurück, geschuldet den handgreiflichen
Unterschieden im geltenden Recht - etwa: bei den Handlungsformen, im
Verfahrensrecht, vor allem prozessrechtlich, betreffend Verständnis und
Rolle subjektiver Rechte, oft zeugend von unterschiedlichem Umgang der
Türkei und Deutschlands mit Fundamenten des Verwaltungsrechts in
Frankreich.

Die Arbeit von Levent Bilgi ist verwaltungsrechtlicher und verfas-
sungsrechtlicher Natur zugleich, was nach dem zuvor Gesagten besonders
begrüßenswert ist. Das Gewicht, das sie dem Verfassungsrecht für den
Umgang mit dem Verwaltungsrecht beimisst, reflektiert deutsche Erfah-
rungen und Entwicklungen. Dass künftig auch in der Türkei das Phäno-
men der "Konstitutionalisierung" (auch) des (Verwaltungs-)Rechts sich
bemerkbarer machen könnte, ist eine Perspektive, der der Autor umsichtig
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nachgeht. Er macht es insbesondere fest an der seit 2012 praktizierten
Möglichkeit der Individualverfassungsbeschwerde im türkischen Gerichts-
system (mit Unterschieden und Parallelen zur Rechtslage in Deutschland).
In der Tat sind Zulässigkeit und Grenzen öffentlich-privater Partnerschaf-
ten aufs Engste verbunden mit Grundrechtsfragen, denkt man an die
Reichweite der Grundrechtsbindung juristischer Personen des Privatrechts
in öffentlichen Händen. Bilgi stellt bisherige türkische Sichtweisen auf
den Prüfstand von Grundrechten zum Schutz wirtschaftlicher Betätigung.
Auch das Konzept grundrechtlich fundierter Schutzpflichten zugunsten
von Privatisierungsvorgängen mittelbar betroffener Dritter ist zu erwäh-
nen: Es vermag die staatliche Schutzverantwortung als verfassungsrechtli-
che Grenze der Aufgabenübertragung zu aktivieren. Nur der Staat kann
damit verbunden Risiken einer Dominanz der Gesetze des Marktes wirk-
sam entgegentreten.

Die Dissertation von Levent Bilgi bringt die Rechtswissenschaft beider
Länder voran. Sie informiert auch unabhängig von ihrem vergleichenden
Zuschnitt eingehend und informativ in ihren deskriptiven Gehalten, berei-
chert also die Diskussion über die in Rede stehenden sog. Partnerschaften,
deren Vielfalt und die so ausgelösten verfassungsrechtlichen Fragen. Und
sie zeigt erneut die dogmatische wie rechtspolitische Fruchtbarkeit der
Rechtsvergleichung, gerade auch im deutsch-türkischen Verhältnis.

 
Prof. Dr. Dres. h.c. Philip Kunig
Türkisch-Deutsche Universität
Istanbul

Zum Geleit
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VG Verwaltungsgericht
VIFG Verkehrsinfrastrukturfinanzierungsgesellschaft
Vor. Vorbemerkung
VVDStRL Veröffentlichungen der Vereinigung der Deut-

schen Staatsrechtslehrer
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung
VwVfG Verwaltungsverfahrensgesetz
WHG Wasserhaushaltsgesetz
WU Wirtschaftlichkeitsuntersuchung/-en
  

X-Y-Z
YD Yargıtay Dergisi [Zeitschrift des Kassationshofs]
YKD Yargıtay Kararları Dergisi [Entscheidungssamm-

lung des Kassationshofs]
ZaöRV Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht

und Völkerrecht
ZfBR Zeitschrift für deutsches und internationales Bau-

recht
Ziff. Ziffer
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik
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ZuInvG Gesetz zur Umsetzung von Zukunftsinvestitionen
der Kommunen und Länder (Zukunftsinvestitions-
gesetz)
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Einführung

Die vorliegende Untersuchung befasst sich mit Öffentlich-Privaten Part-
nerschaften (Public Private Partnerships, PPP) im deutschen und türki-
schen Recht.1 Untersuchungsleitend für die Arbeit ist die Frage, welches
Grundkonzept von PPP für eine Institutionenentwicklung in Deutschland
und der Türkei maßgeblich war. Im Mittelpunkt des hier vorgenommenen
Vergleichs der PPP-Institutionenentwicklung in beiden Ländern steht die
Problemstellung, ob und, wenn ja, inwieweit die Entwicklung von PPP zu
einer rechtswissenschaftlichen Durchdringung oder sogar zu einer gesetz-
lichen Kodifizierung von PPP in Deutschland und der Türkei geführt hat.

Untersuchungsgegenstand

PPP steht für eine Vielzahl von Kooperationsformen zwischen staatlichen
bzw. öffentlichen Stellen einerseits und Akteuren aus der Privatwirtschaft
bzw. dem zivilgesellschaftlichen Non-Profit-Sektor andererseits. Derartige
Kooperationsformen zeichnen sich dadurch aus, dass die beteiligten Part-
ner im Wege einer arbeitsteiligen Interaktion gemeinsam auf die Erfüllung
öffentlicher Aufgaben hinwirken.2

A.

1 Dem Begriff Public Private Partnerships (PPP) unterfallen vielfältige Formen
einer Partnerschaft zwischen der öffentlichen Hand und Privaten. Im deutschen
Sprachgebrauch hat sich für diese Formen der Partnerschaft die Bezeichnung Öf-
fentlich-Private Partnerschaften (ÖPP) durchgesetzt. In der Türkei werden für
gleichgelagerte Formen der Zusammenarbeit zwischen der öffentlichen Hand und
Privaten unterschiedliche Bezeichnungen verwendet: Manche sprechen insoweit
von Kamu Özel Sektör İşbirliği (KÖSİ), andere von Kamu Özel Ortaklığı (KÖO)
oder Kamu Özel İşbirliği (KÖİ). Im Folgenden soll das englische Akronym „PPP“
einheitlich und zusammenfassend für die verschiedenen Bezeichnungen von Part-
nerschaften zwischen der öffentlichen Hand und Privaten in Deutschland und der
Türkei verwendet werden, wobei PPP sowohl für den Singular als auch für den Plu-
ral stehen soll. Vertiefend zum Begriffsverständnis von PPP im deutschen und türki-
schen Sprachgebrauch nachstehend unter D.I–II.

2 Ziekow/Windoffer, Public Private Partnership, S. 17; dies., NZBau 2005, 665 (667);
Alfen/Fischer, in: Weber/Schäfer/Hausmann, Praxishandbuch PPP, S. 6 f.; Sarısu,
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Auch wenn die öffentliche Aufgabenerfüllung ein wesentliches Merk-
mal von PPP darstellt, sollte nicht verschwiegen werden, dass für die Be-
teiligten solcher Partnerschaften unterschiedliche Interessen und Motive
ausschlaggebend sein können. Auf öffentlicher Seite wird man sich die
Entlastung öffentlicher Haushalte durch Erschließung privater Finanzmit-
tel sowie den Zugang zum Sachverstand der Privatwirtschaft und sicher-
lich Zeit- und Kosteneffizienz bei komplexen Großprojekten erhoffen. Auf
privater Seite wiederum verheißen PPP zusätzliche Gewinnmöglichkeiten,
die Erschließung neuer Geschäftsfelder sowie Partizipation an öffentlichen
Kapazitäten und Ressourcen. Es verwundert daher nicht, dass in der ge-
genwärtigen globalen Finanz- und Wirtschaftskrise PPP als eine verhei-
ßungsvolle Alternative zur hergebrachten öffentlichen Aufgabenerfüllung
von beiden Seiten ins Feld geführt wird.3

Marode Infrastruktur, Investitionsstau und knappe Haushaltskassen sind
die Schlagwörter, die das Bild der öffentlichen Diskussion aktuell prägen.
Auf der Suche nach neuen Wegen und Lösungen rückte in den letzten Jah-
ren häufiger PPP in den Mittelpunkt des öffentlichen Interesses. Befürwor-
tende Stimmen preisen PPP als einen Silberstreif am Horizont, gar als den
Königsweg aus der Finanzkrise der öffentlichen Hand.4 Für manche sug-
geriert PPP Fortschrittlichkeit, signalisiert Kooperationsbereitschaft und
versprüht gleichzeitig den Charme des rechtlich Unverbindlichen.5 Kriti-
sche Stimmen hingegen werfen PPP mangelnde Transparenz, Verdunke-
lung von Staatsschulden durch Schattenhaushalte sowie verdeckte Mehr-
kosten und höheren Zeitaufwand vor.6 Andere degradieren PPP zu einem
bloßen Modewort, das keine scharfen begrifflichen Konturen habe und für

Kamu Özel İşbirlikleri, S. 140; Keşli, PPP Projelerinin Hukuki Rejimi, S. 46; Gür-
kan, Kamu Özel Ortaklığı, S. 5 ff.

3 Ziekow/Windoffer, Public Private Partnership, S. 49 ff.; Sack, Governance und Poli-
tics, S. 13 f.; Sarısu, Kamu Özel İşbirlikleri, S. 25 ff.; Emek, Altyapıda Kamu Özel
İşbirliği, S. 15 ff.

4 Vgl. Nickel/Kopf, Public Private Partnerships, ZfBR 2004, 9 (9).
5 Vgl. Tettinger, Public Private Partnership, Möglichkeiten und Grenzen – ein Sach-

standsbericht, NWVBl 2005, 1 (1).
6 Vgl. Bundesrechnungshof, Gutachten zu Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei

ÖPP im Bundesfernstraßenbau, S. 7 ff.; weniger kritisch BMVI, Bericht zu den
ÖPP-Projekten im Bundesfernstraßenbau, S. 6 ff.
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eine juristische Problembewältigung untauglich sei7 – zwei gegensätzliche
Positionen zu PPP, die unterschiedlicher nicht sein können.

Was steckt wirklich hinter dem Phänomen PPP, Fluch oder Segen? Auf
diese Frage kann und soll die vorliegende Arbeit keine Antwort geben.
Wie schon eingangs ausgeführt, bezieht sich diese Untersuchung zuvör-
derst auf die Frage nach dem Grundkonzept von PPP, das für eine PPP-
Institutionenentwicklung in Deutschland und der Türkei aus rechtlicher
Sicht maßgeblich war: eine schlichte Vertragslösung für die Kooperation,
eine vom Gesetzgeber entwickelte Organisationsstruktur, eine reine Fi-
nanzstruktur oder vielfältige Mischkonzepte? Es liegt nahe, dass die Ent-
wicklung solcher idealtypischen Grundmodelle abhängig ist von rich-
tungsweisenden Entscheidungen in der Gesetzgebung sowie Verwaltungs-
und Kooperationspraxis der öffentlichen und privaten Akteure. Diese Ent-
scheidungen bilden das Fundament für das Verständnis und die konstituti-
ven Wesensmerkmale von PPP, die es ermöglichen, PPP rechtlich zu er-
fassen und von sonstigen Formen des Zusammenwirkens zwischen der öf-
fentlichen Hand und Privaten abzugrenzen.

Problemstellung

Im Mittelpunkt des Vergleichs der Institutionenentwicklung von PPP in
Deutschland und der Türkei steht die Problemstellung, ob und, wenn ja,
inwieweit die Entwicklung von PPP zu einer rechtswissenschaftlichen
Durchdringung oder sogar zu einer gesetzlichen Kodifizierung von PPP in
Deutschland und der Türkei geführt hat.

Aus dem Begriff lässt sich zunächst ableiten, dass es sich bei PPP um
eine Partnerschaft handelt, die ein öffentliches und ein privates Element in
sich vereint.8 Für eine juristische Deutung von PPP lässt sich aus dieser
Aussage im Grunde wenig entnehmen. Denn der Begriff „Partnerschaft“
ist in der deutschen Rechtsordnung reserviert für eine gesellschaftsrechtli-
che Organisationsform, in der sich Angehörige Freier Berufe zur Aus-

B.

7 Burgi, Funktionale Privatisierung und Verwaltungshilfe, S. 96 f.; Kämmerer, Priva-
tisierung, S. 58; Kestermann, Public-Private-Partnership in den USA und der Bun-
desrepublik Deutschland, in: Deutscher Verband für Wohnungswesen, Städtebau
und Raumordnung, Symposium PPP 1992, S. 7 f.; Schoch, Rechtliche Steuerung der
Privatisierung staatlicher Aufgaben, Jura 2008, 672 (677).

8 Zum Begriff PPP nachstehend unter D.I–III.
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übung ihrer Berufe zusammenschließen.9 Auch für das türkische Recht
gilt, dass der Wertgehalt des Begriffs „Partnerschaft“ (ortaklık) aus juristi-
scher Sicht wenig erkenntnisbringend ist, zumal das türkische Wort
ortaklık gleichbedeutend ist für alle Gesellschaftsformen des türkischen
Obligationen- und Handelsrechts und somit als Rechtsbegriff anderweitig
schon belegt ist.10

Dass diese Partnerschaft ferner ein öffentliches und ein privates Ele-
ment in sich vereint, wirft aus rechtlicher Sicht zusätzliche Fragen auf.
Auf den ersten Blick wird man annehmen, dass hiermit die Akteure der
Partnerschaft gemeint sind, nämlich die öffentliche Hand und privatrecht-
liche Personen. Derartige Rechtsbeziehungen zwischen der öffentlichen
Hand und Privaten werden in erster Linie vom Verwaltungsrecht um-
fasst.11 Doch das Wesen von PPP scheint die Grenzen des hergebrachten
Verwaltungsrechts zu sprengen: PPP zeichnen sich durch eine arbeitsteili-
ge Kooperation von öffentlicher Hand und Privaten im Kontext der öffent-
lichen Aufgabenerfüllung aus. Demzufolge begegnen sich bei einer PPP
die öffentliche Hand und Private im Wege eines kooperativen Zusammen-
wirkens als gleichberechtigte Partner auf derselben Stufe.12 Das Verwal-
tungsrecht ist demgegenüber bis heute geprägt von einem Über- und Un-
terordnungsverhältnis zwischen öffentlicher Hand und Privaten.13 Schon
begrifflich scheint somit das von Subordination geprägte Verwaltungsrecht

9 Legaldefinition des Begriffs „Partnerschaft“ in § 1 Abs. 1 S. 1 PartGG vom
25.07.1994, BGBl. I, S. 1744, zuletzt geändert durch Art. 7 des Gesetzes vom
22.12.2015, BGBl. I, S. 2565; zum Begriffsverständnis von PPP in Deutschland
ausführlich unten D.I.

10 Vgl. Art. 620 Abs. 1 TBK, Art. 1531 Abs. 1, 124 ff. TTK; zum Begriffsverständnis
von PPP in der Türkei ausführlich unten D.II.

11 Das Verwaltungsrecht ist der Inbegriff der Rechtsätze, die nicht nur für die Ver-
waltungsorgane und ihre Tätigkeit maßgeblich sind, sondern die auch und gerade
die Beziehung zwischen der Verwaltung (öffentliche Hand) und den Bürgern (Pri-
vaten) regeln. Dies trifft auf das deutsche und auf das türkische Verwaltungsrecht
gleichermaßen zu. Für das deutsche Verwaltungsrecht vgl. statt vieler Ehlers; in:
Erichsen/ders., Allgemeines Verwaltungsrecht, § 3, Rn. 3; Maurer, Allgemeines
Verwaltungsrecht, § 3, Rn. 1; für das türkische Verwaltungsrecht statt vieler Gözü-
büyük/Tan, İdare Hukuku. Cilt I, S. 15 ff.; Gözler, İdare Hukuku. Cilt I, S. 49 ff.

12 Zur Kooperation zwischen der öffentlichen Hand und Privaten als Verwirkli-
chungsmodus von PPP ausführlich unten G.I–V; ähnlich Ziekow/Windoffer, Public
Private Partnership, S. 39 f.; Sarısu, Kamu Özel İşbirlikleri, S. 141 f.

13 Zur Subordination im Verwaltungsrecht vgl. Schmitz, in: Stelkens/Bonk/Sachs,
Verwaltungsverfahrensgesetz, § 1, Rn. 271 ff.; Günday, İdare Hukuku, S. 16 f.
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einer Kooperation im Sinne von PPP kaum zugänglich zu sein. Dieser vor-
läufige Befund verwundert nicht, wenn man der Annahme folgt, dass PPP,
der englischsprachigen Wortschöpfung entsprechend, seine Wurzeln wohl
im angloamerikanischen Rechtsraum hat.14 Folglich wären inhaltliche und
strukturelle Eigenarten von PPP unvermeidbar, die im kontinentaleuropäi-
schen Rechtsraum (einschließlich Deutschland und die Türkei) wenig ge-
läufig oder teilweise unbekannt sind.

In Deutschland und in der Türkei existiert eine allgemeine Gesetzesre-
gelung zu PPP bislang nicht. Der deutsche Bundesgesetzgeber reagierte
auf das immer aktueller werdende Thema bisher mit dem sog. ÖPP-Be-
schleunigungsgesetz vom 01.09.2005.15 Die besagte Regelung ist ein Arti-
kelgesetz, das durch Änderungen in verschiedenen anderen Gesetzen die
Umsetzung von PPP-Projekten beschleunigen soll. Von manchen wird das
Gesetz jedoch als unzureichend kritisiert. So habe der Gesetzgeber es bei-
spielsweise versäumt, PPP begrifflich zu klären und in den Strukturen des
Verwaltungsrechts zu erfassen und einzuordnen.16 Unter Berücksichtigung
der vorgebrachten Kritik wird derweil in Deutschland an einer weiteren
gesetzlichen Regelung zu PPP gearbeitet, nämlich am sog. ÖPP-Vereinfa-
chungsgesetz. Mit dieser Novellierung des vorausgegangenen ÖPP-Be-
schleunigungsgesetzes sollen die gesetzlichen Rahmenbedingungen von
PPP weiter verbessert und noch vorhandene Diskriminierungen von PPP
identifiziert und beseitigt werden.17 Doch auch der zweite Vorstoß des Ge-
setzgebers wird in der einschlägigen PPP-Literatur kritisiert und weitge-
hend als unzureichend empfunden. Diesbezüglich wird als neuer Ansatz

14 Dieser Annahme folgend Bonk/Neumann, in: Stelkens/Bonk/Sachs, Verwaltungs-
verfahrensgesetz, § 54, Rn. 43; ders., DVBl 2004, 141 (143); Nickel/Kopf, Public
Private Partnerships, ZfBR 2004, 9 (10). Ob die Herkunft von PPP tatsächlich im
angloamerikanischen Rechtsraum anzusiedeln ist oder nicht, stellt einen wesentli-
chen Untersuchungspunkt der vorliegenden Arbeit dar, siehe unten A.I–III.

15 Gesetz zur Beschleunigung der Umsetzung von Öffentlich Privaten Partnerschaf-
ten und zur Verbesserung gesetzlicher Rahmenbedingungen für Öffentlich Private
Partnerschaften (ÖPP-Beschleunigungsgesetz) vom 01.09.2005 (BGBl. Nr. 56
vom 07.09.2005 I, S. 2676).

16 Vgl. Bausback, PPP im deutschen Öffentlichen Recht und im Europarecht, DÖV
2006, 901 (902 f.); Tettinger, Public Private Partnership, Möglichkeiten und Gren-
zen – ein Sachstandsbericht, NWVBl 2005, 1 (10).

17 Hierzu die Formulierungshilfe des Bundeskabinetts vom 17.06.2006 für das Ge-
setz zur Vereinfachung der Umsetzung der Öffentlich-Privaten Partnerschaften
(ÖPP-Vereinfachungsgesetz), online unter: http://www.bppp.de/media/file/
148.OEPP_Vereinfachungsgesetz.pdf, abgerufen am: 25.03.2016.
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nunmehr vorgeschlagen, in einem eigenständigen Gesetz die mittlerweile
hinreichend anerkannten Regelungsbestände zu PPP auf Bundes- und Lan-
desebene umfassend und einheitlich zu kodifizieren.18

In der Türkei zeigt sich ein ähnliches Bild. Zwar existieren in der Tür-
kei zahlreiche Gesetze mit Bezug zu PPP, doch ist deren Regelungs- und
Anwendungsbereich sektorenspezifisch ausgestaltet und speziell auf be-
stimmte Modelle von PPP zugeschnitten.19 Eine allgemeine Gesetzesrege-
lung zu PPP existiert auch in der Türkei bislang nicht. Allerdings gibt es
konkrete Bestrebungen für eine umfassende und einheitliche Kodifizie-
rung von PPP. So wurde im Regierungsprogramm für das Jahr 2016 fest-
geschrieben, bis zum Ende des Jahres dem türkischen Parlament den Ent-
wurf eines PPP-Rahmengesetzes vorzulegen, der eine umfassende und ab-
schließende Implementierung aller PPP-Modelle in das türkische Recht
vorsehen soll.20

Diese Entwicklungen zur Kodifizierung von PPP in Deutschland und
der Türkei machen deutlich, dass das Phänomen PPP in der deutschen und
türkischen Rechtswissenschaft angekommen ist. Hieran ändert auch die
Tatsache nichts, dass PPP wegen des angloamerikanischen Ursprungs in-
haltliche und strukturelle Eigenarten aufweist, die kontinentaleuropäische
Juristen vor zahlreiche Fragen stellen, wie etwa: Was ist unter PPP recht-
lich zu verstehen und kann der Begriff überhaupt einer subsumtionsfähi-
gen Definition zugeführt werden? Wo lässt sich PPP in den Kategorien
von Staat (öffentliches Recht) und Gesellschaft (Privatrecht) verorten?
Welche verfassungsrechtlichen und gesetzlichen Rahmenbedingungen
müssen für PPP berücksichtigt oder gegebenenfalls angepasst werden? Es
ist daher wohl zutreffender, zu attestieren, dass PPP in der Rechtswissen-
schaft zwar angekommen ist, seinen Platz in der jeweiligen kontinentaleu-
ropäischen Rechtsordnung aber noch finden muss.21

18 Vgl. Burgi, Gutachten D 2008, S. 93 ff.
19 Vertiefend zu den sektorenspezifisch ausgestalteten PPP-Modellen in der Türkei

unten B.II.
20 2016 Yılı Hükümet Programı [Regierungsprogramm für das Jahr 2016] veröffent-

licht im RG (Mükerer) vom 23.01.2016/29602; die Notwendigkeit eines allgemei-
nen PPP-Gesetzes in der Türkei seit Langem propagierend Sarısu, KÖİ Kanun
Taslağı Tasarısının Değerlendirilmesi, Yaklaşım Dergisi 2008, S. 214 ff.; ebenso
Uz, PPP Kavram ve Hukuksal Çerçeve, GÜHFD 2007, 1165 (1179 ff.); Tekin, PPP,
İdarecinin Sesi Dergisi, 2007, 1 (5); vgl. D.II.1.

21 Für die deutsche Rechtsordnung vgl. Bonk/Neumann, in: Stelkens/Bonk/Sachs,
Verwaltungsverfahrensgesetz, § 54, Rn. 43a ff.; Gersdorf, Privatisierung öffentli-
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